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Nordwestschweizer Kantone wollen gemeinsamen Bildungsraum entwickeln:

«Längst fälliger Schritt
in die richtige Richtung»

Mit dem Ziel, in den Kantonen AG,
BL, BS und SO ein weitgehend har-
monisiertes Schulsystem aufzu-
bauen, haben die Regierungen die-
ser vier Nordwestschweizer Kanto-
ne Ende Mai ihre entsprechende
Absichtserklärung vorgestellt. Die
Vernehmlassung läuft bis Septem-
ber 2007. Das Ergebnis wird ent-
scheiden, ob sich ein tragfähiger
Staatsvertrag der vier Kantone ab-
schliessen lässt. Im folgenden
Interview nehmen Urs Berger und
Markus Meier von der Wirtschafts-
kammer Baselland zu diesem inter-
kantonalen Vorstoss Stellung.

Standpunkt: Was war Ihre erste
Reaktion, als Ende Mai die vier
Kantone ihre Erklärung zum «Bil-
dungsraum Nordwestschweiz»
publiziert haben?
Markus Meier: Eine positive Über-
raschung, denn nach den sich ab-
zeichnenden Sonderzüglein ein-
zelner Kantone zum nationalen
Harmonisierungskonzept «Har-
moS» wagte ich nicht mehr zu hof-
fen, dass ein vernünftiges Zu-
sammengehen der Kantone – spe-
ziell auch in unserer Region – noch
möglich würde. Für mich ist der
Vorstoss für einen gemeinsamen

Bildungsraum Nordwestschweiz
der längst fällige Schritt in die rich-
tige Richtung.
Urs Berger: Und dieser Schritt ist
auch für unsere regionale KMU-
Wirtschaft – vor allem hinsichtlich
der Berufsbildung – von grosser
Bedeutung. Die bisherigen teils
enormen Unterschiede nicht nur
der Schulsysteme innerhalb der
vier Kantone, sondern vor allem
auch der Bildungsinhalte bzw. der
Bildungsziele haben die Berufs-
ausbildung grösserenteils enorm

In welche Zukunft gehen diese Schulkinder? In eine – zumindest in der Nordwestzschweiz – schul-harmonisierte?
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Leider ist immer wieder festzu-
stellen, dass die Meinung der Be-
völkerung – auch einzelner KMU –
zu unserer Grundschulen oft zwi-
schen Gleichgültigkeit und Skep-
sis pendelt. Für die eigenen Kin-
der ist sie kein Thema mehr. Also
was solls? Mit Verlaub: Das ist
eine kurzsichtige und gefährliche
Denkweise!

Auch wenn ich jetzt Gefahr
laufe, als Sänger des alten Liedes
von der «Jugend als unsere Zu-
kunft» abgestempelt zu werden,
stelle ich banal die Frage – auch
an unsere KMU: Wovon wird denn
unser beruflicher Nachwuchs ge-
prägt? Wer sorgt für die Basisaus-
bildung, damit der Fachkräfte-
mangel nicht noch grösser wird?
Und woraus rekrutieren sich auch
jene jungen Berufsleute, die sel-
ber einmal ein KMU gründen oder
übernehmen wollen?

Die Qualität der Grundausbil-
dung der heutigen Schulgenera-
tionen ist eine eigentliche Exis-
tenzgrundlage für unsere Wirt-
schaft – allem voran der KMU-Wirt-
schaft. Deshalb gehört die Bil-
dungspolitik auch zu den Kernauf-
gaben der Wirtschaftskammer 
Baselland. Wir wollen und müssen
uns dazu laut und deutlich einmi-
schen und Stellung beziehen –
auch zum neuen Bildungsraum
Nordwestschweiz, wie im Inter-
view auf den folgenden Seiten.

Was kümmern uns
denn die Schulen!

Hans Rudolf Gysin
Nationalrat, Direktor
Wirtschaftskammer

Baselland
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impressum

erschwert. Wenn es jetzt gelingt,
zumindest in unserer Region eine
weitgehende Übereinstimmung
vor allem der Bildungsinhalte und 
-ziele zu erreichen, wird sich das
zweifellos auch in der Berufsaus-
bildung sehr positiv auswirken.

Wie meinen Sie das?
Berger: Ganz pragmatisch: Wenn
wir für unseren Lehrbetriebsver-
bund Lernende mit vergleichbarem
Schulabschluss aus den vier Kan-
tonen – zum Beispiel Sekundar-
schule I – rekrutieren, so müssen
wir immer wieder feststellen, wie
gross die Unterschiede des Bil-
dungsstandes sind, gerade in den
Grundfächern Mathematik, Spra-
chen und in den naturwissen-
schaftlichen Fächern. Das kostet
nicht nur den Berufsschulen viel
Aufwand, um dieses Niveau in
etwa anzugleichen, sondern führt
auch in den Lehrbetrieben immer
wieder zu Enttäuschungen und
letztlich zu Spannungen.

Denken Sie, dass das besser wird,
wenn in den Nordwestschweizer
Kantonen zum Beispiel einheitlich
das System 6/3 eingeführt wird?
Meier: Aus Sicht der KMU-Wirt-
schaft im Sinne der Berufsbildung
wird im anvisierten neuen Bil-
dungsraum Nordwestschweiz
wichtig sein, dass die 16- bis 17-
Jährigen ein vergleichsweise ho-
hes Bildungsniveau haben, wenn
sie eine Berufslehre beginnen – ge-
rade in den Fächern, die Urs Berger
bereits erwähnt hat. Krass ausge-
drückt: Es kann wohl nicht Aufgabe
des Lehrbetriebes sein, seinem
Lehrling zuerst noch Rechnen und
Rechtschreibung beizubringen.

Und ebenso wichtig erscheint
mir, dass dieses Niveau innerhalb
der vier Kantone dank optimaler
Koordination möglichst gleichwer-
tig ist. Schliesslich ist es dann auch
nicht unwichtig, wenn die
Schulsysteme in den vier Kantonen

möglichst vergleichbar sind. Ich
denke da nicht zuletzt an die Flexi-
bilität bei der Arbeitsplatzwahl. Da
ist es schon ein grosser Vorteil,
wenn bei einem allenfalls notwen-
digen Wohnorts- und Schulwech-
sel der Übergang für die Kinder
möglichst einfach ist.

«Es ist zu hoffen, dass das
Harmonisierungsziel nicht

dem Hickhack der 
Partikularwünsche und der

lieben Gewohnheiten
zum Opfer fällt.»

Berger: In diesem Sinne begrüs-
sen wir es auch, dass mit dem Bil-
dungsraum nicht nur eine Harmo-
nisierung der Schulsysteme ange-
strebt wird, sondern auch zum Bei-
spiel der Leistungstests und der
Anforderungsprofile. Ich hoffe
dann aber, dass gerade diese An-
forderungsprofile im zweiten Teil
der Grundschule auch mit den rea-

len Anforderungen einer heutigen
Berufslehre abgestimmt werden –
also nicht im luftleeren Raum ohne
Berücksichtigung der Bedürfnisse
der KMU-Wirtschaft konzipiert und
festgelegt werden.

Nachholbedarf sehe ich da vor
allem in der Berufswahlbegleitung
der etwa 15- bis 17-Jährigen, vor al-
lem auf der Sekundarstufe II und in
den Progymnasien, wo sie heute zu
diesem Thema noch häufig fast al-
leingelassen werden. Diese Beglei-
tung ist ja auch wichtig für jene,
welche die Universitätslaufbahn im
Visier haben. Die Weichenstellung
für die Berufswahl muss für alle
Stufen gerade in diesem Alter opti-
mal vorbereitet werden.
Meier: Und ebenso ist zu hoffen,
dass dieser Harmonisierungsan-
satz der vier Nordwestschweizer
nicht dem Hickhack der teilweise
doch recht abgehobenen Partiku-
larwünsche und der lieben Ge-
wohnheiten zum Opfer fällt.

Analyse des Bildungsraumes Nordwestschweiz: Markus Meier (l.), Vizedirektor,

und Landrat Urs Berger, Bereichsleiter Berufsbildung der Wirtschaftskammer. 

«Wir begrüssen den Bildun
Für die Jugendlichen und die KMU-Wirtschaft in der Nordwestschweiz nur Vorteile

➞   Fortsetzung von Seite 1
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Es ist klar, dass dieses Zu-
sammenraufen von jedem Kanton
Flexibilität sowie auch den einen
oder anderen Verzicht auf Traditio-
nen verlangt, wie dies unser Erzie-
hungsdirektor, Regierungsrat Urs
Wüthrich-Pelloli, im Rahmen der
Medienorientierung zum Bil-
dungsraum betont hat. Es wäre
verheerend, wenn das Harmoni-
sierungsziel wie vor 20 Jahren am
«Kantönligeist» scheitern würde.

Haben Sie aus Sicht der KMU-Wirt-
schaft weitere Anliegen an den Bil-
dungsraum Nordwestschweiz?
Berger: Wir haben es geschafft, in
der Berufsbildung drei in sich stim-
mige Stufen zu schaffen, die grund-
sätzlich die Bedürfnisse der Wirt-
schaft abdecken. Wir haben erstens
den Unterbau mit einer Berufsleh-
re, wo Fachkräfte ausgebildet wer-
den, die zum Beispiel in der Produk-
tion für einen qualitativ hochwerti-
gen Output sorgen. Ohne diesen

gsraum»
Unterbau könnte gerade die KMU-
Wirtschaft kaum konkurrenzfähig
produzieren und anbieten. Banal
ausgedrückt: Es bringt den KMU
wenig, wenn nur gescheite «Häu-
ser» austüfteln würden, wie zum
Beispiel ein Badezimmer mit Ener-
gie und Wasser versorgt wird, aber
dann der Spengler, Elektriker oder
Plättlileger fehlen, die dieses Bade-
zimmer tatsächlich in hoher Qua-
lität auch so bauen können.

Dann haben wir die mittlere
Stufe mit der Fachhochschule, wo
Berufsleute aus der Praxis heraus
für Aufgaben zum Beispiel in der
Arbeitsvorbereitung, Verfahrens-
entwicklung, Prozesssteuerung,
Qualitätskontrolle oder Kalkula-
tion heran gebildet werden. Und
schliesslich haben wir die Hoch-
schulstufe, wo Fachkräfte ausge-
bildet werden, die vor allem in der
Forschung und Entwicklung – also
im wissenschaftlichen Bereich –
oder in Bereichen wie Manage-
ment tätig sind.

Für die Wirtschaft – gerade
auch die KMU-Wirtschaft – sind
alle drei Stufen gleichwertig und
gleich wichtig, weil die eine Ebene
im Unternehmen nicht ohne die an-
dere arbeiten kann. 

Die Grundschule hat also die
Aufgabe, Leute auszubilden, die auf
allen drei Stufen mit einem hohen
Qualitätsanspruch einsetzbar sind.
Nur wenn diese drei Stufen gleich-
wertig betrachtet und entspre-
chend geschult werden, sind nicht
nur unsere Wirtschaft, sondern
letztlich auch jeder einzelne Berufs-
tätige im harten Wettbewerb auch
wirklich konkurrenzfähig.

Erfüllt die Schule denn diese Auf-
gabe nicht schon heute?
Meier: Punkto Zielsetzungen
schon, in  der Praxis jedoch muss
festgestellt werden, dass der
Trend, die Jugendlichen ums «Ver-
worgen» ins Gymnasium zu brin-
gen, weiterhin deutlich spürbar ist.
Holzschnittartig gesagt: Die Wirt-
schaft hat keinen Mangel an Aka-
demikern – von einzelnen Sparten
vielleicht mal abgesehen. Es
macht sich jedoch zunehmend ein
Fachkräftemangel vor allem im
mittleren Bereich – auf Fachhoch-
schul-Niveau – bemerkbar.

Uns fehlen Leute, die Verfah-
ren und Produkte zur Produktions-
reife bringen, die Produktion wirt-
schaftlich in Gang setzen und eine
hochstehende Qualität zu einem
konkurrenzfähigen Preis sicher-
stellen. Längerfristig gesehen
fehlt gerade der KMU-Wirtschaft
aber auch der Nachwuchs, der
neue Firmen gründet oder in der
Lage ist, bestehende zu überneh-
men. Auch dafür ist das mittlere
Bildungsniveau der Fachhoch-
schule ideal.

Wie ist dieses Problem zu lösen?
Berger: Ganz trocken aus der Pra-
xis beurteilt, bin ich überzeugt,
dass in der Grundschule dieser
mittlere Bildungsweg und insbe-
sondere seine hervorragenden
Chancen noch zu wenig bewusst
sind. Intelligentere Schüler werden
dann oftmals zu einer universitären
Laufbahn motiviert oder gar ge-
drängt, selbst wenn sie darüber
letztlich gar nicht so glücklich sind.

Doch auch den Eltern ist der
Fachhochschul- Weg als hervorra-
gende und zukunftsträchtige Al-
ternative zur Universität noch zu
wenig bekannt bzw. bewusst. Es
spielen dabei auch immer noch
Prestigefragen mit. Die Grund-
schule müsste viel stärker als bis-
her die Fachhochschulbildung als
oft optimalen Weg vermitteln.

In der Grundschule muss
wieder vermehrt auch
das Leistungsprinzip

gepflegt werden.

Meier: Aus meiner Sicht muss in
der Grundschule aber auch wieder
vermehrt das Leistungsprinzip ge-
pflegt werden – und zwar auf allen
Bildungsstufen.

Wenn ein Jugendlicher aus der
Schule in die Berufslehre kommt –
oder heute mit der Bologna-Re-
form auch an die Universität geht –
dann steht er unter einem zuneh-
mend härter werdenden Leis-
tungsdruck. Mit einer Schule, die
dieses Leistungsprinzip nicht
schon von der ersten Klasse an
pflegt, wird der Schock im Alter
von 16 bis 20 Jahren dann umso
grösser sein und damit auch die
Gefahr eines Absturzes.

Ich weiss, dass dies einzelne Pädago-
gen, die eine «Wohlfühl»-Schule bevorzu-
gen, nicht gerne hören. Ich denke aber, dass
die Schule den Jugendlichen keinen Gefallen
tut, wenn diese nicht auf diese harten Rea-
litäten vorbereitet werden.

«Alles entscheidend für
den Erfolg des Bildungsraumes

wird sein, wie sehr die
Schulen selbst bereit sind,

sich zu reformieren.»

Wie ist Ihre Prognose für den «Bildungsraum
Nordwestschweiz»? Hat er eine reale Chan-
ce, dass er auch tatsächlich umgesetzt wird?
Berger: Schwer zu sagen aus heutiger Sicht.
Alles entscheidend wird sein, wie sehr die
Schulen selbst bereit sind, sich zu «reformie-
ren»; sie also im Sinne des Ganzen – und da-
mit in direktem Interesse der Jugendlichen, für
die sie eigentlich da sind – bereit sind, einer-
seits Abstriche an liebgewordenen Gewohn-
heiten zu machen und gehegte Gärtchen für
Neues zu öffnen und sich andererseits diesem
Neuen auch aktiv und kreativ zu stellen. Ge-
lingt dies den Schulen – und zwar in allen vier
Kantonen – dann stehen die Chancen gut,
dass wir tatsächlich zu einem harmonisierten
Bildungsraum kommen. Allerdings erfordert
dies auch Zeit.

Die KMU-Wirtschaft begrüsst den Bil-
dungsraum Nordwestschweiz ganz sicher.
An ihr wird es auch nicht fehlen, ihren Bei-
trag an den Erfolg zu leisten. Allerdings muss
sie – gerade an der Schnittstelle Schule-Be-
ruf – ihre Bedürfnisse einbringen können,
die schliesslich auch berücksichtigt werden.
Meier: Ich hoffe sehr, dass dieser Bildungs-
raum tatsächlich entsteht. Ich betone dies
nicht zuletzt deshalb, weil seit bald zwei
Jahrzehnten eine Schulreform die andere
jagt, teilweise sogar noch, bevor die vorher-
gehende überhaupt umgesetzt werden und
sich bewähren konnte. Wir haben seit vielen
Jahren viele Baustellen eröffnet und noch
keine so weit fertiggestellt, dass auf diesem
Fundament das Wichtigste wieder oberste
Priorität hat: nämlich unsere Kinder optimal
auszubilden.

Ich bin sicher, dass dafür mit der Umset-
zung des Bildungsraumes eine wichtige
Grundlage geschaffen wird. Wobei auch mir
sehr bewusst ist, dass ein «Umbau» an die
Architekten deutlich höhere Anforderungen
stellt als ein «Neubau». So wünschen wir
dem sehr anspruchsvollen «Umbau Bil-
dungsraum Nordwestschweiz» nur eines:
den grösstmöglichen Erfolg.

Interview: ebo.
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Neuer Finanzausgleich auf dem
Zielstrich:

Gewinner- und
Verlierer-Kantone

Sieben Kantone werden unter dem
Regime des neuen Finanzaus-
gleichs (NFA) stärker belastet, alle
andern weniger stark als heute.
Nach absoluten Beträgen für
2004/05 ergibt sich folgendes
Bild:
Von den sieben Geberkantonen
muss der ressourcenstärkste Kan-
ton Zug mit einer Mehrbelastung
von 116,9 Millionen Franken am
meisten bluten. Es folgen Zürich
mit 112,7, Genf mit 87,9, Schwyz
mit 37,6, Tessin mit 27,2, Basel-
Landschaft mit 15,6 und Nidwal-
den mit 2,3 Millionen.

Am stärksten entlastet wird 
St. Gallen mit 145,8 Millionen Fran-
ken. Dahinter rangieren Bern
(115,5), Solothurn (82,7), Aargau
(80,2), Thurgau (66,8), Luzern
(38,6), Wallis (37,0), Uri (31,3),
Freiburg (30,9), Neuenburg (12,3),
Jura (9,2), Graubünden (9,1), Ap-
penzell Innerrhoden (6,0), Appen-
zell Ausserrhoden (6,0), Obwal-
den (4,4), Schaffhausen (4,1), Ba-
sel-Stadt (3,9), Glarus (1,3) und
Waadt (1,2). Insgesamt ist der
Übergang zum NFA für die Kantone
haushaltneutral.

Die Globalbilanz berücksich-
tigt einerseits die finanziellen Fol-
gen der Aufgabenentflechtung,
die Reduktion der Kantonsanteile
an der direkten Bundessteuer und
den Wegfall des heutigen Finanz-
ausgleichs, andererseits den neu-
en Ressourcenausgleich, den La-
stenausgleich und den befristeten
Härteausgleich.   (sda.)

finanzausgleich

seitigung bestehender Mängel
hinzielt. Die Zielsetzungen und die
Stossrichtung dieses Moduls sind
gut. Es bringt zahlreiche Verbesse-
rungen.

«Es besteht die Gefahr,
dass der Vorsteuerabzug

als Fiskalquelle
missbraucht wird.» 

Der Teufel steckt bekanntlich aber
im Detail. Welche Änderungen
passen Ihnen nicht und was möch-
ten Sie noch zusätzlich im Gesetz? 
Es gibt einige wesentliche Punkte
die geändert werden müssen. Für
die Firmen ist eine unternehmer-
freundliche Regelung des Vorsteu-
erabzuges von grosser Bedeutung.
Diesbezüglich ist der Gesetzesent-
wurf noch wesentlich zu verbes-
sern. Es besteht weiterhin die Ge-
fahr, dass der Vorsteuerabzug als
Fiskalquelle missbraucht wird.

Gleiches gilt für die Vorsteuerkür-
zung bei Subventionen und Spen-
den.

Die in diesem Bereich vorge-
schlagene Weiterführung der heu-
tigen Regelung hat nichts mit einer
Konsumsteuer zu tun. Sie bewirkt,
dass der Bund über die Mehrwert-
steuer vom Einkommenssteuer-
substrat der Kantone und der Ge-
meinden profitieren kann.

Abzulehnen sind auch die tem-
porären Satzerhöhungen für die Fi-
nanzierung von Kompensations-
massnahmen. Sie verteuern die
Vorlage für die Unternehmen. Auch
das Verfahrensrecht muss noch
massiv verbessert werden, wenn
auch hier – beispielsweise im Be-
reich des Beweisrechts – erhebli-
che Fortschritte gegenüber heute
erkennbar sind.

Können Sie den Handlungsbedarf
im Bereich des Verfahrensrechts
etwas verdeutlichen?

MWST

MWST

Der Paragraphen-Dschungel der MwSt. muss endlich gelichtet werden.

«MwSt-Revision muss KMU
Nationalrat Philipp Müller zur Frage der Mehrwertsteuerreform 

Bis Ende Juli haben Parteien und
Verbände Zeit, sich zu der geplan-
ten Reform der Mehrwertsteuer
zu äussern. Der Aargauer Natio-
nalrat und Bauunternehmer Phil-
ipp Müller, ein ausgewiesener
Kenner der Materie, hat seine
Meinung weitgehend gemacht,
wie er im folgenden Gespräch mit
der Schweizerischen Gewerbezei-
tung festhält.

Redaktion:Was halten Sie generell
von der vorgeschlagenen Reform?
Philipp Müller: Wir müssen uns
zuerst einmal das Grundprinzip
der Mehrwertsteuer vor Augen hal-
ten: Es geht um eine Steuer, die
den Konsum besteuern soll –
nichts anderes. Mit der heutigen
Regelung sind wir jedoch weit da-
von entfernt, ist doch die Mehr-
wertsteuer zunehmend zu einer ei-
gentlichen Unternehmenssteuer
verkommen. Daher begrüsse ich
die Totalrevision sehr. Die Zielset-
zung muss aber klar in Richtung
Entlastung der Unternehmen – vor-
ab der KMU – gehen und die Mehr-
wertsteuer zu dem umgestalten,
was sie schon immer sein sollte –
eine Konsumsteuer.

Wie umfassend ist die Reform, die
der Bundesrat nun vorlegt?
Die Vorlage umfasst drei Module.
Mit dem Modul «Steuergesetz»
wird das geltende System umfas-
send reformiert. Das Modul «Ein-
heitssatz» geht noch weiter und
vereinfacht das System als sol-
ches. Das dritte Modul «2 Sätze»
ist eine Rückzugsposition, wenn
der Einheitssatz politisch abstür-
zen sollte. Aus der Sicht der KMU
erscheint das Modul Steuergesetz
am wichtigsten, weil sie heute am
meisten unter einer bürokrati-
schen Steuerkultur leiden.

Sind das echte Verbesserungen –
oder handelt es sich nur um Kos-
metik?

Es ist tatsächlich so, dass das
Modul «Steuergesetz» auf die Be-

NFA: jetzt reale Zahlen vom Bund.
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Beamte tun angeblich wenig bis
nichts, spottet der Volksmund
häufig. Schon vom Berner Beam-
ten-Mikado gehört? Bitte sehr:
Wer sich als erster rührt am
Bundesschreibtisch, hat ver-
loren...

Rühriger – oder rührender –
Bundesdiener? 

Für einmal ist aus Bern von ei-
nem fleissigen Bundesdiener zu
berichten, der sich gerührt hat,
und wie! Die Rede ist von Dr. rer.
pol. Gérard Poffet, einem der drei
Vizedirektoren des Bundesamtes
für Umwelt (BAFU). 

«Wirtschaftliche Anreize», so
liess er sich per Interview verneh-
men, wären das richtige Mittel,
um den Umweltlärm zu bekämp-
fen: «Eine Lenkungsabgabe auf
Lärm.»

Neue teure «Lärm-Hypothek»
im Visier

Das hört sich im Originalton
Poffet so an: «Unsere Idee heisst
Lärmhypothek. Dieses Instrument
wird derzeit auf seine Machbar-
keit untersucht. Das Konzept: Wer
Lärm macht, hat eine Verantwor-
tung gegenüber jenen, die unter
Lärm leiden. Er hat dadurch eine
Schuld gegenüber der Gesell-
schaft, er hat eine Hypothek.

Entweder bezahlt der Lärm-
produzent laufend Zinsen für die-
se Hypothek und entschädigt die
Gesellschaft so für den Schaden,
den er anrichtet. Oder aber er
zahlt die Hypothek zurück, das
heisst er reduziert den Lärm.
Wenn die Zinsen hoch genug sind,
wird der Lärmproduzent aus wirt-
schaftlichen Gründen den Lärm re-
duzieren.»

Nur Spatzen dürfen gratis
weiterpfeifen

Begriffen? Der allmächtige
und allgegenwärtige Staat erklärt
die Ruhe zu seiner kostenpflichti-
gen Dienstleistung für alle Be-
wohner des Landes – obwohl er
selber zum Beispiel mit dem
Schienen- und Flugverkehr (zivil
und militärisch) zu den grössten
Lärmverursachern gehört.

Nur die Spatzen dürften
weiterhin pfeifen, beruhigt Poffet:
«Das Vogelgezwitscher ist kein
Lärm, weil es nicht stört, auch
wenn es den Wert von 60 Dezibel
übersteigt. Hingegen bei einer
Strassenlärmbelastung von 60
Dezibel fühlen sich 25 Prozent der
Leute gestört. Das ist ein Mittel-
wert, auf den man sich in der
Lärmschutzverordnung geeinigt
hat.»

Na also. Wer die künftig zah-
lenden Lärmverursacher demnach
wären, das weiss Poffet ganz ge-
nau: «Mit der Zunahme des Ver-
kehrs ist der Lärm zu einer Dauer-
belastung geworden. Der Lärm
klingt nicht mehr ab. Er geht ei-
nem dauernd auf die Nerven. Und
permanenter Lärm, auch wenn er
in Dezibel gemessen nicht sehr
laut ist, macht die Leute krank. Er
verursacht ein permanentes
Stressgefühl.» 

Zu viel Lärm um den Lärm
Genug der Tollerei, Schluss

mit dem Unfug! Man kann auch zu
viel Lärm um den Lärm machen.
Der Aargauer SVP-Nationalrat
Hans Ulrich Mathys hat zu Poffets
Bundesfurz gesagt: «Zuerst dach-
te ich an einen verspäteten April-
scherz. Dann mutmasste ich, dass
die April-Hitze dem BAFU zuge-
setzt habe. Die werden es sicher
noch fertig bringen, dass auch
Schnarcher ihren Obolus entrich-
ten müssen.» Wetten, dass?

* Der Kolumnist ist akkreditierter Bundes-
haus-Redaktor und war bis Ende 2003 Lei-
ter der Bundeshaus-Redaktion der Basler
Zeitung. Er vertritt in dieser Kolumne seine
persönliche Meinung.

Lärm? Kein Problem,
wenn die Kasse klingelt

Peter Amstutz
Bundeshaus-
Redaktor*

bundeshaus im visier

Nehmen wir als Beispiel die Kon-
trollen durch die Steuerverwal-
tung. Diese sollen neu zu einer Ver-
besserung der Rechtssicherheit
führen, indem sie mit einem Ent-
scheid abgeschlossen werden.
Das tönt gut. Analysiert man aber
den Gesetzesartikel genau, ent-
deckt man einen ungeheuren Pfer-
defuss:

Die Steuerverwaltung kann
nämlich in ihrem Entscheid fest-
schreiben, welche Bereiche kon-
trolliert wurden. Die Rechtssicher-
heit besteht dann nur für die er-
wähnten Bereiche. So kann der
Steuerinspektor zwar vieles an-
schauen, im Entscheid aber bei-
spielsweise nur die Vorsteuerab-
züge erwähnen. Eine Rechtssi-
cherheit für das gesamte Unter-
nehmen entsteht dadurch nicht,
da später beispielsweise noch-
mals der Umsatz kontrolliert wer-
den kann. Die daraus entstehen-
den Aufrechnungen beim Umsatz

entlasten»
kann der Steuerpflichtige nicht
mehr über eine Erhöhung des Vor-
steuerabzugs kompensieren.

Nicht alle KMU begrüssen die vor-
geschlagene Anhebung der Min-
destumsatzgrenze von heute 
75’000 auf 100’000 Franken, weil
dies den Wettbewerb noch mehr
verzerren würde. Ist dieser Schritt
wirklich nötig?
Die reine Lehre müsste eigentlich
verlangen, dass es gar keine Min-
destumsatzgrenze gibt, weil die
unter dieser Limite liegenden,
steuerbefreiten Angebote natur-
gemäss bevorteilt sind gegenüber
jenen, die über dieser Grenze lie-
gen. Eine Anhebung lässt sich auf-
grund dieses wettbewerbsverzer-
renden Effekts nur schlecht recht-
fertigen. Die Erhöhung kann man
bestenfalls mit der Anpassung an
die Teuerung begründen.

«Die Mindestumsatz-
grenzen schaffen einen viel

schlimmeren Sündenfall
als die Steuerausnahmen.»

Persönlich würde ich also die
heutige Limite von 75’000 beibe-
halten; ebenso die Limite von
150’000 für gemeinnützige Organi-
sationen und Sportvereine. Die
Mindestumsatzgrenzen schaffen
übrigens einen viel schlimmeren
Sündenfall als die Steuerausnah-
men. Sie führen zu Wettbewerbs-
verzerrungen innerhalb der glei-
chen Branche.

Das Gewerbe ist in Sachen Steuer-
satz klar gespalten, der Wider-
stand gegen den Einheitssatz ist
stark. Wie beurteilen Sie dies?
Da stellt sich für mich zuerst ein-
mal die Frage, ob die Gegner des
Einheitssatzes sich bewusst sind,
dass sie all jenen einen Bären-
dienst erweisen, die heute inner-
halb des gleichen Betriebes bis zu
drei verschiedene Mehrwertsteu-
ersätze anwenden müssen.

Dies betrifft beispielsweise
den Lebensmittelhandel mit der
Abgrenzung zwischen den Berei-
chen Food, Non-Food sowie Food
und gastgewerblichen Leistungen.

Fortsetzung auf Seite 6 ➞
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Oder die Floristen und Gärtner, die
Medienbranche, mit der unter-
schiedlichen Behandlung elektroni-
scher Datenträger im Vergleich zu
Büchern und Zeitschriften, und es be-
trifft die Apotheken sowie  nicht zu-
letzt das Gastgewerbe mit den heute
drei Sätzen usw.

Wir Unternehmer können uns
doch nicht lauthals beschweren,
dass die Mehrwertsteuer zu kompli-
ziert und zu teuer sei und uns dann
beklagen, wenn der Finanzminister
nicht bloss eine kosmetische Re-
form, sondern auch eine konzeptio-
nelle Vereinfachung vorlegt. Natür-
lich werden durch das Modul Ein-
heitssatz einzelne Branchen mehr
belastet als andere. Diese Nachteile
beziehen sich aber auf den Zeitpunkt
der Umstellung und stehen in keinem
Verhältnis zum gesamtwirtschaft-
lichen Vorteil, der erzielt wird.

«Die Abschaffung der
Ausnahmen und die Satz-

vereinheitlichung könnten
nach Schätzungen ein

Wachstum des BIP von rund
einem Prozent bringen.»

Können Sie diesen Vorteil etwas ge-
nauer umschreiben?
Zum einen erhalten die heute im aus-
genommenen Bereich tätigen Bran-
chen bei ihrer ersten Abrechnung –
aufgrund der Einlageentsteuerung –
ungefähr 1,7 Milliarden Franken an frü-
her bezahlten Mehrwertsteuern zu-

rück. Dieser Betrag deckt ihre einmali-
gen Umstellungskosten bei weitem.

Durch die Vereinfachung werden
alle Unternehmen tiefere Entrich-
tungskosten haben. Dazu kommen
noch die dynamischen Effekte.
Schätzungen gehen davon aus, dass
die Abschaffung der Ausnahmen und
die Satzvereinheitlichung ein Wachs-
tum des Bruttoinlandprodukts von
rund einem Prozent bringen dürften.

Heute werden die Lebensmittel mit
2,4 Prozent besteuert. Ein höherer
Einheitssatz würde doch die unteren
Einkommensschichten am stärks-
ten treffen.
Diese Behauptung hält einer nähe-
ren Überprüfung nicht stand. Heute
werden die meisten Produkte in ei-
nem Warenkorb einer durchschnitt-
lichen Familie nicht mit dem Satz von
2.4 Prozent, sondern mit 7.6 Prozent
belastet. Bei einem Einheitssteuer-
satz würden zwar die Lebensmittel,
Wasser, alkoholfreie Getränke sowie
Radio- und TV-Gebühren etwas teu-
rer. Diese machen aber nicht einmal
15 Prozent des Warenkorbs aus.

Im Gegenzug würden Haushalts-
möbel, Geschirr, Unterhaltskosten,
Strom, Abwassergebühren, Heizöl, Al-
koholika, Tabak, Kleider, Schuhe,
Transportkosten, Telefongebühren
usw. entlastet. Diese Leistungen ma-
chen aber über die Hälfte des Waren-
korbs aus. Die Wohnungsmieten blei-
ben ja nach wie vor mehrwertsteuer-
frei. Hingegen wäre mit einer Mehrbe-
lastung im Bereich des Gesundheits-
wesens und bei den Bildungskosten
zu rechnen, die ca. 18 Prozent des Wa-
renkorbs ausmachen.

Unter dem Strich ergeben die
jüngsten Berechnungen für einen
durchschnittlichen Haushalt Mehr-
kosten von schätzungsweise sechs
bis sieben Franken pro Monat. Weiter
ist bei der Hotellerie zu bedenken,
dass dem Aufschlag bei den Beher-
bergungsleistungen auf der anderen
Seite geringere Mehrwertsteuerkos-
ten bei Investitionen, Betriebsgütern
und anderen Einkäufen gegenüber-
stehen.

Die Gewerbekammer hat gefordert,
dass man das MwSt-Paket auf-
schnürt und die Revision des Geset-
zes separat und umgehend ins Par-
lament schickt. Teilen Sie diese Mei-
nung?
Nein! Die Vorlage muss solange wie
möglich als Gesamtprojekt behan-
delt werden. Dies auch im Interesse
der Wirtschaft. Jede Änderung des

Mehrwertsteuergesetzes führt bei
den Unternehmen zu Umstellungs-
kosten. Mit der Aufteilung auf zwei
Vorlagen würden diese Kosten zwei-
mal anfallen.

Falls die Frage der Ausnahmen
und des Einheitssatzes tatsächlich
auf massiven Widerstand stossen
sollte, könnten diese Bereiche immer
noch im Verlaufe des parlamentari-
schen Prozesses abgekoppelt wer-
den. Zudem kann man nicht einen Teil
schneller ins Parlament schicken, um
Zeit zu gewinnen. Zuerst muss ja das
Vernehmlassungsergebnis vorlie-
gen, erst dann kann die Botschaft an
das Parlament erstellt werden. Es
würde auch wenig Sinn machen, mit
der Beratung der Vorlage noch in der
laufenden Legislatur zu beginnen.
Damit soll sich das neugewählte Par-
lament gleich von Beginn weg befas-
sen.

Wie sieht der Zeithorizont aus?
Gemäss Departement könnte die

Inkraftsetzung frühestens im Jahr
2011 erfolgen.

Viele KMU sind überzeugt, dass es
weniger auf die Gesetze ankommt
als auf die Praxis der Steuerbehör-
den. Können Sie sich vorstellen,
dass ein schnelles Umdenken mög-
lich ist?
Seit der Einführung des Pragmatis-
musartikels in der Verordnung ist be-
reits ein Umdenken feststellbar. Man
muss aber sehen, dass viele weiter-
gehende Reformen nur auf der Ge-
setzesebene gemacht werden kön-
nen. Interview: PML

Philipp Müller, Jahrgang 1952, ge-
hört seit Dezember 2003 dem Na-
tionalrat an und ist Mitglied der
Staatspolitischen Kommission
(SPK-NR), nachdem er auf Gemein-
de- und Kantonsebene bereits po-
litische Erfahrungen gesammelt
hatte. Er ist Generalbauunterneh-
mer und wohnhaft in Reinach/AG.

Philipp Müller, 

Nationalrat FDP,

Reinach/AG

zur person➞   Fortsetzung von Seite 5
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Massive LSVA-
Erhöhung stoppen
Der Schweizerische Gewerbever-
band (SGV) und der Schweizeri-
sche Bauernverband (SBV) haben
Mitte Mai in einem Schreiben die
Landesregierung gebeten, auf die
per 1. Januar 2008 vorgesehene
massive Erhöhung der Leistungs-
abhängigen Schwerverkehrsab-
gabe (LSVA) zu verzichten. Für
Lastwagen der Euro-Norm 3, die
rund 60 Prozent der Schweizer
Nutzfahrzeugflotte ausmachen,
beträgt der vorgesehene Auf-
schlag bis zu 22 Prozent.

Die beiden Spitzenverbände
sprechen sich strikte gegen derar-
tige Pläne aus. Denn wie bereits
die erste erhebliche LSVA-Erhö-
hung von 2005 gezeigt hat, wer-
den durch eine Verteuerung der
Abgaben lediglich das Gewerbe,
die Industrie, die Transportunter-
nehmen und die Konsumenten
innerhalb der Schweiz zusätzlich
belastet.

Keine Verlagerungswirkung
So sind die Transportkosten

nach der Erhöhung 2005 um
knapp 10 Prozent gestiegen. Die
ursprünglich angestrebte Wirkung
auf die Verkehrsverlagerung von
der Strasse auf die Schiene dage-
gen ist weitgehend ausgeblieben.
Entsprechend wird auch eine neu-
erliche Anhebung der LSVA nichts
dazu beitragen, dass der alpen-
querende Strassenschwerverkehr
durch die Schweiz von Grenze zu
Grenze abnehmen wird.

Zweckentfremdung durch die
Hintertüre

Die beiden Verbände hegen
denn auch den Verdacht, dass das
ganze Projekt in erster Linie dazu
dient, die Bundeskasse noch stär-
ker mit Geldern aus dem Strassen-
verkehr zu alimentieren. Die vor-
gesehenen neuen Abklassierun-
gen jedenfalls weisen eindeutig
darauf hin. Eine finanzpolitische
Zweckentfremdung der LSVA aber
widerspricht den gesetzlichen Be-
stimmungen und kann auf keinen
Fall akzeptiert werden.  (SGV.)

Der Bund will die Konsumenten
noch besser vor fehlenden oder ver-
fälschenden Preisangaben für Wa-
ren und Dienstleistungen schützen.
Deshalb wurde die Wegleitung zur
Preisbekanntgabe-Verordnung von
1978 revidiert.

Für Jean-Daniel Gerber, Chef des
Staatssekretariats für Wirtschaft
(SECO), ist die intensive Überwa-
chung der Preisbekanntgabe eine
Daueraufgabe. Das SECO werde sich
mit noch grösserem Engagement da-
für einsetzen, dass Preistransparenz
als Grundlage einer funktionieren-
den Marktwirtschaft erhalten werde.

Neue Verpflichtungen
In der neuen, leicht verständ-

lichen Wegleitung sind der Flug- und
Reisebranche neue Verpflichtungen
aufgebürdet worden. So ist nun der
Gesamtpreis mit Einschluss der Flug-
hafentaxen und Kerosinzuschläge
anzugeben. Kreditkarten-Herausge-
ber werden dazu angehalten, ihre
Werbeformulare verständlich zu ge-
stalten. Bei den 0900er-Telefonnum-
mern muss der Preis in der Sprache
des Angebotes unmissverständlich
und kostenlos angekündigt werden,
wenn die Grundgebühr oder der Preis
pro Minute zwei Franken übersteigt.

Neu fallen auch die zahnärzt-

lichen Dienstleistungen unter die
PBV. Zudem kündigte Staatssekretär
Gerber an, dass Sonder- und Ausver-
käufe künftig wesentlich stärker kon-
trolliert würden. Verstösse können
übrigens mit Bussen von maximal
20’000 Franken geahndet werden.

Für Jacqueline Bachmann, Ge-
schäftsführerin der Stiftung für Kon-
sumentenschutz (SKS), ist die neue
Wegleitung immer noch lückenhaft.
Die Pflicht zur Bekanntgabe der Prei-
se sollte grundsätzlich für alle
Dienstleistungen gelten – beispiels-
weise bei der Coiffeurbranche. «Da
hapert es seit Jahren – die Preise wer-
den hartnäckig gar nicht und nur un-
genügend angegeben, wobei die
grösseren Geschäfte mit Filialen das
Problem besser im Griff haben als die
Kleinen», hielt Bachmann fest. Sie
fordert das SECO auf, mit dem Bran-
chenverband «coiffureSUISSE» für
Abhilfe zu sorgen. Dessen Präsident
Kuno Giger hat sich zu Gesprächen
mit dem SECO denn auch umgehend
bereit erklärt.

Keine staatliche Markt-
überwachung

Max Buholzer, Geschäftsführer
des Schweizer Detaillistenverbands
(sdv), betonte, dass der Verband die
Bemühungen um transparente Preis-
bekanntgabe im Rahmen der PBV

unterstütze. «Der Vollzug der Verord-
nung darf aber auf keinen Fall zur
staatlichen Marktüberwachung ver-
kommen», betonte Buholzer. «Wie
die Konsumenten sind auch die An-
bieter mündig und urteilsfähig.»

Der sdv fordere die Zusammenar-
beit aller involvierten Institutionen,
um die Anbieter für berechtigte Kon-
sumentenanliegen zu sensibilisie-
ren. «Wir sind überzeugt, dass der
Detailfachhandel bereits heute
grossmehrheitlich die Preistranspa-
renz fair, verantwortungsvoll und
konsumentenfreundlich umsetzt.»

Vernunft walten lassen
Buholzer machte im Rahmen der

Vorstellung der neuen PBV auch ei-
nen Vorschlag: Um den Aufwand der
gewerblichen Detaillisten zu senken,
sollten in Schaufensterauslagen Pro-
dukte mit einem Wert von maximal
20 Franken nicht mehr angeschrie-
ben werden müssen. Der sdv-Ge-
schäftsführer ist überzeugt, dass die-
se Regelung mit dem Sinn und Zweck
der PBV vereinbar wäre, weil bei so
niedrigen Beträgen die Konsumen-
ten nicht wirklich getäuscht werden
könnten. SECO-Chef Gerber nahm
den Vorschlag als «prüfenswert» ent-
gegen.

Patrick M. Lucca

Die neue Wegleitung kann gratis bezo-
gen werden beim Bundesamt für Bau-
ten und Logistik (BBL), 3003 Bern
(Art.-Nr. 704.200d) oder über:
www.bundespublikationen.admin.ch

Neue Wegleitung zur Preisbekanntgabe-Verordnung (PBV)

Für faire Preistransparenz

Vor allem im Detailhandel hat die Preisbekanntgabe eine zunehmende Bedeutung.
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Zur ordentlichen Jahresversamm-
lung trafen sich die Mitglieder des
Verbandes der Basellandschaft-
lichen Elektroinstallationsfirmen
VBLEI im Landgasthof «Hirschen» in
Diegten. Neben den üblichen Jah-
resgeschäften stand in diesem Jahr
auch die Wahl der Verbandsleitung
für eine neue Amtsperiode auf dem
Programm.

«Das vergangene Vereinsjahr stand
im Zeichen einer deutlich besseren
Wirtschaftslage...» Mit dieser erfreu-
lichen Feststellung leitete Präsident
Guido Ermacora seinen ausführ-
lichen Jahresbericht ein.

Volle Auftragsbücher – dürftige
Erträge

Doch die übervollen Auftragsbü-
cher in der Bauhaupt- und Bau-
nebenbranche sowie die damit in
Aussicht stehenden Umsatzsteige-
rungen sollten hinsichtlich der Erträ-
ge aber nicht falsche Hoffnungen
wecken. Die Ertragslage der Branche
sei nach wie vor dürftig und würde
keine grossen Sprünge erlauben.

Die bereits früher geäusserte
Feststellung, dass viele Firmeninha-
ber oft weniger verdienen als ihre
fachlich besten Mitarbeiter, treffe im-
mer noch zu. Diese Tatsache beweist
laut Ermacora im Übrigen auch die
grosse Sozialverantwortung, die Ar-

beitgeber in der Elektrobranche
wahrnehmen. Leider werde dieser
Umstand von den Sozialpartnern
nicht immer im ausreichenden Mas-
se registriert und gewürdigt. 

Neues Vorstandsmitglied
Es oblag Ehrenpräsident Fritz

Nägelin, auch Mitglied des Zentral-
vorstands der Wirtschaftskammer
Baselland, die Wahl von Präsident
und Vorstand für eine neue dreijähri-
ge Amtsperiode als Tagespräsident
vorzunehmen.

Vorerst mussten die Mitglieder
aber vom Ausscheiden von Martin
Jaggi aus der Verbandsleitung Kennt-
nis nehmen. Er gehörte dem Vor-
stand seit 1998 an und war im Beson-
deren als Chefexperte bei den Lehr-
abschlussprüfungen tätig. Sein gros-
ses Engagement für den Verband
wurde von Präsident Guido Ermarco-
ra verdankt und mit einem Geschenk
gewürdigt, was von der Versamm-
lung mit einem herzlichen Applaus
quittiert wurde. Die Wiederwahl der
bisherigen Verbandsleitung – Ale-
xander Binggeli, Guido Ermarcora,
Hansruedi Kellenberger, Heinz Lus-
si, Christian Matter, Markus Meier
und Jürg Schaub – war unbestritten.
Als neues Vorstandsmitglied konnte
Raoul Wyss (Firma Gysin-Debrunner
AG, Liestal) gewonnen werden, der
auch klar gewählt wurde. 

Theorie und Praxis
Unter dem Traktandum «Informa-

tionen aus dem Vorstand» informierte
Guido Ermacora über die offenen Fra-
gen im Zusammenhang mit der Kon-
trolltätigkeit des eidgenössischen
Starkstrominspektorats (ESTI).

Konkret griff er die Kontrollen der
Kontrollbewilligungs-Inhaber auf.
Dabei gehe es vor allem um die
Grundsatzfrage, ob die blosse Beauf-
sichtigung überhaupt eine kosten-
pflichtige Kontrolle des ESTI beinhal-
te . Und falls ja: zu welchen Konditio-
nen, weil die Höhe der Kontrollkos-
ten exorbitant seien und in keinem
Verhältnis zum Kontroll-Aufwand
stünden. Deshalb empfahl Ermacora
seinen Mitgliedern, jeweils Gruppen-
kontrollen zu verlangen, um so die In-
spektionskosten in einem vernünfti-
gen Rahmen zu halten. 

13'000 neue Gesetzesseiten
Den präsidialen Steilpass zum

Thema «Bürokratie» nahm Markus
Meier, Vizedirektor der Wirtschafts-
kammer Baselland, dankbar auf. Sei-
tens der Politik und der Verwaltung
werde in letzter Zeit immer von der
KMU-Entlastung gesprochen. Im
Wirtschaftsalltag sei allerdings von
weniger Gebühren und weniger ad-
ministrativem Aufwand leider nichts
zu spüren. «Genau das Gegenteil
trifft zu», betonte Meier. Allein im
letzten Jahr seien in unserem Land
rund 13'000 neue Gesetzesseiten im
Format A4 produziert worden. Um
diese neue Vorschriftenflut sorgfäl-
tig zu studieren, müssten pro KMU
rund dreieinhalb Monate Normal-Ar-
beitszeit eingesetzt werden! Unhalt-
bar!          MWB.

Generalversammlung des Verbandes Basellandschaftlicher Elektroinstallationsfirmen VBLEI

Bürokratische Auswüchse

Generalversammlung des VBLEI im «Hirschen» in Diegten.

Im Hinblick auf die Generalver-
sammlung der Zentralen Paritäti-
schen Kontrollstelle (ZPK) vom 
23. Mai 2007 hat der bisherige Prä-
sident Samuel Gauler demissio-
niert, um seinen wohlverdienten
Ruhestand anzutreten. Als neuer
ZPK-Präsident wurde einstimmig
Landrat Daniel Münger gewählt.

Samuel Gauler war der Mann
der ersten ZPK-Stunde. Er hat mass-
gebend an deren Aufbau mitge-
wirkt. Als Arbeitnehmer- und verant-
wortlicher Gewerkschaftsvertreter
der Unia für den Raum Nordwest-
schweiz wirkte er aktiv in diversen
weiteren Gremien mit, etwa in der
Tripartiten-Kommission sowie in
vielen Paritätischen Kommissionen
in Basel-Stadt und Baselland. Dem
operativen Team der ZPK eröffnete
sich dadurch ein einzigartiges Netz-
werk. Samuel Gauler konnte viel
austeilen, aber auch viel einstec-
ken. Er war ein Mann mit viel Humor,
der immer versucht hat, Unstimmig-
keiten im Gespräch zu bereinigen.
Am 31. Mai 2007 hat er nun definitiv
seinen Ruhestand angetreten.

Der neue Präsident der ZPK,
Landrat Daniel Münger, ist eben-
falls als Gewerkschafter tätig: als
Co-Präsident des Gewerkschafts-
bundes Baselland. Des Weiteren
wirkt Münger in zahlreichen Gre-
mien mit, so zum Beispiel als Mit-
glied der Konsultativkommission
für Wirtschaftsfragen Kanton Ba-
sel-Landschaft, als Mitglied im
Vorstand Wirtschaftsförderung
beider Basel sowie im Vorstand
SAH Region Basel. Wir wünschen
dem neuen Präsidenten einen er-
folgreichen Start in seinem neuen
Amt. Michel Rohrer, lic. iur.,

Geschäftsführer ZPK

zpk

ZPK-Präsident
verabschiedet

Abschied und Neubeginn: Landrat 

Daniel Münger (l.) und Samuel Gauler.

Präsident Guido Ermacora.
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Generalversammlung von «suissetec nordwestschweiz»:

Moretti als Präsident bestätigt

Nach der Wahl von 2004 bestätig-
ten Ende Mai an der 4. Generalver-
sammlung die Mitglieder von
«suissetec nordwestschweiz» Prä-
sident Bruno Moretti (Schaub AG,
Muttenz) für eine weitere Periode
bis 2010. Wiedergewählt wurde
ausserdem Kassier Hansueli Am-
meter (Rosenmund Haustechik AG,
Basel).

Die sehr gut besuchte und bei präch-
tigem Wetter durchgeführte General-
versammlung folgte in Maisprach
allen Anträge des Vorstandes. Die Jah-
resrechnung 2006 sowie das Budget
2007 wurden einstimmig genehmigt.

Bildung im Vordergrund
Im Vordergrund der diesjährigen

Versammlung standen die Bildungs-

projekte qualifizierter Lehrbetrieb,
der Lehrverbund «suissetec nord-
westschweiz» sowie Bauen mit der
Jugend – im Speziellen die beiden
Sonderschauen an der vergangenen
Swissbau vom Januar 2007: «SPIRIT-
Effizienz am Bau» und «FLIPTEC-Bil-
dungsArena». «Spirit» als dreige-
schossiger Anbau an das bestehen-
de Aus- und Weiterbildungszentrum
in Liestal  wurde vor den aktuell lau-
fenden Anbauarbeiten in Liestal er-
folgreich auf dem Messeplatz Basel
präsentiert.

Als nächster Höhepunkt im lau-
fenden Geschäftsjahr gilt Ende Au-
gust die Einweihung von «Spirits»
mit einem Grillabend für die Mitglie-
der, Sponsoren, Partner und Gäste
sowie ein «Tag der offenen Tür» für
die Bevölkerung am 1. und 2. Sep-
tember 2007.

Neue Mitglieder und Jubilare
Als neue Aktivmitglieder von 

suissetec nordwestschweiz willkom-
men geheissen wurden die Firmen
Corpataux Marcel, Basel, Sanitär
Ari, Basel, und Olivier Jeker, Büsse-
rach, sowie als Partnermitglied die
Frei AquaService AG, Sissach, und
als Passivmitglied Günter Mersch-
mann.

Präsident Bruno Moretti gratu-
lierte den Firmen Schneider AG, Prat-
teln, und Danzeisen Söhne AG,
Basel, zum 100-Jahre-Jubiläum, der
Herrli AG, Arlesheim, zum 75-, der
Debrunner Acifer AG, Frenkendorf,
zum 50-, und der Alltech Installatio-
nen AG, Basel, zum 10-Jahre-Firmen-
jubiläum.

Klangvolle Unterhaltung
Die von der Männerriege und der

Gemeinde Maisprach hervorragend
organisierte Generalversammlung
wurde beim Apéro von einem Alp-
hornduo klangvoll begleitet. Und zum
Nachtessen versetzten die «Ever-
green Horns» die Verbandsmitglieder
und Gäste mit ihren begeisternden
Liedern in die 20er- und 30er-Jahre.
zVg./ebo.

GV Bäckermeisterverband Baselland und Umgebung

Bäcker gehen zum Kunden
Die Revision der Statuten, die Ein-
richtung eines Lehrlingsfonds und
die kontinuierliche Positionierung
des Bäcker-Handwerkes im Bewusst-
sein der Bevölkerung waren die prä-
genden Themen der 103. Generalver-
sammlung des Bäckermeisterver-
bandes Baselland und Umgebung,
der aktuell 61 Mitglieder zählt.

In diesem Jahr versammelten sich die
Baselbieter Bäckermeister im Res-
taurant Liebrüti in Kaiseraugst zu ih-
rer ordentlichen Jahresversamm-
lung. Als Gäste konnten Bruno Liebi
(Solothurner Bäcker), Guido Maier
(Aargauer Bäcker) sowie Kurt Hue-
ber und Martin Huber als Vertreter
der Einkaufsgenossenschaft Pistor
des schweizerischen Bäckerei-Ge-
werbes begrüsst werden.

Kunden pflegen
«Gehen wir mit unseren Bäcke-

reien doch mal aus dem Laden raus.»

Präsident Rolf Jeker erinnerte in sei-
nem Jahresbericht an die Regio-
Beck-Werbung, mit der sich die Bran-
che im Sommer 2006 auf eine sympa-
thische Art und Weise profilieren
konnte. Doch eine solche Kampagne
alleine nützt wenig, ist der oberste
Bäckermeister überzeugt. Der Kon-
takt mit den Kunden müsse laufend
aktiv gepflegt werden. In diesem Sin-
ne rief Jeker seine Mitglieder auf, sich
jeweils auch an Gewerbeausstellun-
gen oder lokalen Märkten zu präsen-
tieren. Als löbliches Beispiele wur-
den die Teilnahme der Bäckerei
Buchmann an der Gewerbeausstel-
lung Münchenstein und der gemein-
same «absolut professionelle Auf-
tritt» der Bäckereien Sutter und Jeker
an der GAB in Breitenbach erwähnt.

Jeker erinnerte seine Mitglieder
an die schon alte Weisheit, wonach
ein Geschäft nicht mit gestrigen Me-
thoden erfolgreich in die Zukunft ge-
führt werden könne. Man müsse sich

der Zeit und den gewandelten Be-
dürfnissen laufend anpassen, um im
Konkurrenzkampf – gerade mit den
Grossverteilern – auch weiterhin be-
stehen zu können.

Investition in den Nachwuchs
Mit einem Startkapital von 5000

Franken schuf der Verband einen
Lehrlingsfonds. Damit sollen Betrie-
be gefördert und unterstützt werden,

die sich in der Aus- und Weiterbil-
dung des beruflichen Nachwuchses
engagieren. Selbstverständlich wird
der Bäckermeisterverband auch an
der Berufsschau in Pratteln wieder
teilnehmen, die vom 17. bis 21. Okt-
ober stattfinden wird. Laut Vorstand
will man sich in diesem Jahr künftigen
Lehrlingen mit einem neuen Konzept
und einem «frischeren» Auftritt prä-
sentieren.        MWB.

Vorstandstisch an der 103. GV des Bäckermeisterverbandes Baselland.

Suissetec-GV unterhalten: die «Evergreen Horns» mit Liedern aus der guten alten Zeit.

Als Präsident

wiedergewählt:

Bruno Moretti. 
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Das Verhältnis zur Schweizerischen
Metall-Union, die Aktivitäten an der
Berufsschau 2007 und die Zertifizie-
rung der überbetrieblichen Kurse
waren die zentralen Themen, über
die an der diesjährigen Generalver-
sammlung der Baselbieter Metall-
bauer orientiert wurde.

Auch in diesem Jahr wurde die Gene-
ralversammlung in einem idyllischen
Rahmen abgehalten: Vor einem Jahr
versammelten sich die Mitglieder der
Metall-Union Baselland (MUBL) auf
dem Sulzkopf. Heuer bot der
Schlosshof in Peffingen eine nicht
minder ländlich-rustikale Umge-
bung. Die teilnehmenden Metallbau-
er versammelten sich in einer mit
prächtigen Kuhglocken ausstaffier-
ten Scheune. Nachdem die Jahres-
versammlung just auf den Tag der
Entscheidung in der schweizerischen
Fussball-Meisterschaft fiel, war die
Teilnahme leider nicht so zahlreich
wie üblich.

ZPK-Kontrollen sind nötig!
In seinem Jahresbericht stellte

Präsident Georges Fünfschillingdezi-
diert fest, dass die umfassende Kon-
trolltätigkeit der Zentralen Paritäti-
schen Kontrollstelle absolut notwen-
dig ist. Dies um die Durchsetzung von
zentralen GAV-Bestimmungen und
die Bekämpfung der Schwarzarbeit zu

garantieren. Die Unterschreitung der
GAV-Mindestlöhne sei nach wie vor
der häufigste Verstoss, der bei fehlba-
ren ausländischen Mitbewerbern
festgestellt werde und damit die
gleichlangen Anbieterspiesse deut-
lich beeinträchtige. 

Fehlende Submissions-
transparenz

Im Weiteren stellte der Präsident
in seinem Rückblick fest, dass die
Submissionspraxis auch im siebten
Jahr des neuen Beschaffungsgeset-
zes noch nicht zu befriedigen ver-
mag. Die entscheidenden Stellen
müssen weiterhin sensibilisiert wer-
den, damit Vergabekriterien so ge-
staltet werden, dass sie transparent
sind und dass möglichst viele Aufträ-
ge in der Region – das heisst: in den
betreffenden Gemeinden und damit

im Kanton – vergeben werden, beton-
te Fünfschilling. 

Gemeinsames Berufsbildungs-
Engagement

Vizepräsident Peter Meier konn-
te vermelden, dass anlässlich der Be-
rufsschau 2007 die Branchenverbän-
de beider Basel erstmals gemeinsam
auftreten werden. Diese Partner-
schaft solle auch institutionalisiert
werden. Das heisse: Sie werde ins-
künftig auch an der Basler Berufs-
messe praktiziert. Am gemeinsamen
Stand würden je eine separate Prä-
sentation für die Bereiche Metallbau
und Landtechnik stattfinden. 

Unser gemeinsames Bier
Bereits Ende Januar dieses Jahres

führten die beiden Kantonalverbän-
de gemeinsam in der Aula der FHNW
eine Informationsveranstaltung für
Ausbildungsbetriebe durch. Dabei
wurden die Ausbildungsschwer-
punkte der – laut neuem Berufsbil-
dungsgesetz revidierten Berufsbil-
der (Metallbauer, Metallkonstruktur,
Metallbaupraktiker) vermittelt. 

Im Sinne dieses Zusammenspan-
nens lud Stefan Schmid, Präsident
der Metall-Union Basel-Stadt, die Ba-
selbieter Berufskollegen zu einem
gemeinsamen geselligen Sommer-
anlass ein, der am 30. August statt-
finden soll. Auf dem Programm steht
die Besichtigung der Basler Brauerei
«Unser Bier».

Gespräche mit SMU laufen
Gemäss Auftrag der letztjährigen

Herbstversammlung nahm der Vor-
stand die Gespräche mit der Schwei-
zerischen Metall-Union wieder auf,
um die Möglichkeiten und aktuellen
Bedingungen einer Mitgliedschaft der
Baselbieter im schweizerischen Dach-
verband noch einmal gründlich abzu-
klären. Sobald die «Offerte» aus Zü-
rich vorliegt, will der Vorstand eine
spezielle Informations-Tagung durch-
führen, an der sich der SMU den Mit-
gliedern der MUBL umfassend prä-
sentieren kann.    MWB.

Generalversammlung der Metall-Union Baselland:

Kantonalverbände arbeiten
partnerschaftlich zusammen

Viel neues und wichtiges wurde an der GV der Metall-Union Baselland vermittelt.

KMU-
Unternehmerpreis
Nordwestschweiz
Am 7. Dezember 2007 wird zum
zehnten Mal der KMU-Unterneh-
merpreis Nordwestschweiz verlie-
hen. Bewerbungen sind bis zum
13. Juli möglich.

Mit dem KMU-Unternehmer-
preis Nordwestschweiz wird ein
kleines oder mittelgrosses Unter-
nehmen (bis 250 Mitarbeitende)
ausgezeichnet, welches in den
letzten zwei Jahren spezielle Bei-
träge zur Steigerung der Wirt-
schaftskraft unserer Region gelei-
stet hat. Auszeichnungswürdig
sind vor allem die folgenden Leis-
tungen:

– Schaffung neuer Arbeitsplätze 
in der Region

– erfolgreiche Kooperationen
– zukunftsweisende Inves-

titionen
– nachhaltige Projekte und 

besondere Exporterfolge.

Der KMU-Unternehmerpreis
besteht aus einem Wanderpreis,
einer Urkunde und einem Barbe-
trag von 10’000 Franken. Er wird
von den Wirtschaftsverbänden der
Region (Handelskammer beider
Basel, Gewerbeverband Basel-
Stadt, Verband Arbeitgeber Basel,
Wirtschaftskammer Baselland)
ausgerichtet.

Bewerbungsformulare sind er-
hältlich bei der Handelskammer
beider Basel, Aeschenvorstadt 67,
Postfach, 4010 Basel,
Tel. 061 270 60 21,
j.onori@hkbb.ch
oder unter:
www.hkbb.ch/wDeutsch/Dienst-
leistungen/KMU_Unternehmer-
preis.shtml.
Bewerbungsschluss: 13. Juli 2007

aktuell

Zufriedener Präsident Georges 

Fünfschilling.
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GV des Verbandes Schweizer Unfallverhütungsfirmen VSU

Neu: «swiss safety»
Das wichtigste Thema an der dies-
jährigen VSU-Generalversammlung
war zweifellos der neue Verbands-
auftritt und die Festlegung eines
neuen zeitgemässen Namens. Nach
ausgiebiger Diskussion einigten
sich die an der GV anwesenden Ver-
bandsmitglieder mit Zweidrittel-
Mehrheit auf: «swiss safety – Ver-
band Schweizer PSA-Anbieter».

Als Highlights des Verbandsjah-
res 2006 bezeichnete Präsident Urs J.
Weder den Erfa-Tag auf der NEAT-
Baustelle in Sedrun und die Fach-
tagung zum Thema «Praktische
Aspekte der Arbeitssicherheit», die
mit 150 Teilnehmern eine Rekordbe-
teiligung verzeichnete.

Die Begleitung der vom Verband
in Auftrag gegebenen Marktstudie

Schweiz, der neue Verbandsauftritt
und die neuen EKAS-Richtlinien zur
Arbeitssicherheit waren weitere ge-
wichtige Themen, mit denen sich die
Verbandsleitung beschäftigt hat.

Auf Vernehmlassungsebene
nahm der Verband umfassend Stel-
lung zur Revision des Bundesgeset-
zes über die Unfallversicherung, zum
Verordnungsentwurf über die Sicher-
heit und den Gesundheitsschutz der
Arbeitnehmer bei der Verwendung
von Druckgeräten sowie zur Revision
des Bundesgesetzes über die Sicher-
heit von technischen Einrichtungen
und Geräten. 

Mitgliederzuwachs
Mit den Firmen Brütsch Rüegger

AG, Zürich, und Jlco Professional AG,
Burgdorf, konnte Präsident Weder

zwei neue Aktivmitglieder im Schos-
se des Verbandes aufnehmen. Als
neues Passivmitglied konnte die
Lobsiger & Partner GmbH, Bettlach,
gewonnen werden. Der Verband
zählt damit 38 Aktiv- und 8 Passivmit-
glieder.

Neues Schulungskonzept
Vorstandsmitglied Hanspeter

Mathis stellte das in einer Arbeits-
gruppe erarbeitete neue Aus- und
Weiterbildungskonzept des Verban-
des vor. Dank guter Beziehungen zur
österreichischen Schwesterorganisa-
tion kann ein auf schweizerische Ver-
hältnisse adaptiertes Lehrmittel in
Form einer Broschüre und einer aus-
gezeichneten Schulungs-CD über-
nommen werden. 

Eine kurze Präsentation über-
zeugte die Versammlungsteilnehmer
von der didaktischen Qualität dieses
Lehrmittels. Ausgehend vom revi-
dierten Schulungskonzept will der
Verband in Zusammenarbeit mit dem
seco den Berufsstand des «Fachbe-
raters für PSA» etablieren und auch
ein entsprechendes eidgenössi-
sches Diplom schaffen.

Überprüfung Mitgliedschaften
Die Mitgliedschaften im Schwei-

zerischen Gewerbeverband und im
europäischen Fachverband ESF
belasten den Verband jährlich mit ei-
nem namhaften Betrag. Nachdem in
der Vergangenheit diese Mitglied-

schaften schon verschiedentlich zu
Diskussionen geführt haben, will der
Vorstand diese nun sehr kritisch
hinterfragen und prüfen, welchen
Nutzen sie effektiv bringen. Man darf
auf das Ergebnis gespannt sein, das
an einer der nächsten Generalver-
sammlungen sicher für Gesprächs-
stoff sorgen wird.

Zwischenresultate zur Markt-
studie

Nach der Behandlung der ordent-
lichen Geschäfte präsentierte Mi-
chaela Fedier-Blättler vom For-
schungsinstitut IHA kurz die
Zwischenergebnisse der seitens des
Verbandes in Auftrag gegebenen
Marktstudie «Arbeitsschutz Schweiz
2007»:

Die Schweizer Unfallverhütungs-
firmen repräsentieren heute ein
Marktvolumen von rund 210 Mio.
Franken. Im Jahre 2000 lag das Volu-
men noch bei 166 Mio. Die Branche
verzeichnete in den letzten sieben
Jahren eine Steigerung von über 25
Prozent. Im Bereich von Schuhbeklei-
dung und Fuss-Schutz war in diesem
Zeitraum das grösste Wachstum zu
verzeichnen. Dieser Teilbereich
wuchs um rund 40 Prozent.

Die Marktstudie wird im Verlauf
dieses Jahres abgeschlossen, und die
definitiven Ergebnisse dürften dann
spätestens an der nächsten General-
versammlung den Mitgliedern prä-
sentiert werden können.     MWB.Breite Zustimmung zur neuen Verbandsbezeichnung und zum neuen Auftritt.



EURO 08 Nummer 216 | 12. Juni 2007 15

Am vergangenen Donnerstag, 7. Juni
2007, wurde am Bahnhof in Liestal
die «EURO-08-Countdown-Clock»
offiziell enthüllt. Die Baselbieter Re-
gierung gab damit den offiziellen
Startschuss für die bereits intensiv
laufenden Vorbereitungen für den
grössten Fussball-Event der Region
Basel.

Am 7. Juni 2008 wird in der St. Jakobs-
Arena das Eröffnungsspiel der UEFA
EURO 2008TM angepfiffen. Im Hin-
blick auf dieses Fussballfest wurde
am letzten Donnerstag am Bahnhof
Liestal die «Countdown-Clock» offi-
ziell enthüllt. Die fünf Meter hohe
EURO-08-Uhr zählt nun die Zeit bis zu
diesem Anpfiff rückwärts.

Die Enthüllung wurde von Per-
sönlichkeiten aus dem Kanton und
der Region begleitet: Landratspräsi-
dentin Elisabeth Schneider-Schnei-
ter, Regierungsrätin Sabine Pegora-
ro, Regierungsratspräsident Urs
Wüthrich-Pelloli, der EURO-Dele-
gierte beider Basel, Hanspeter
Weisshaupt, Nationalrat Hans Ru-
dolf Gysin sowie von den Fussball-
legenden Karli Odermatt und Massi-
mo Ceccaroni.

Stolzes Baselbiet
Der Baselbieter Sportdirektor

Urs Wüthrich-Pelloli betonte in sei-
ner Rede, dass Baselland stolz ist,
eine prominente Gastgeberrolle ein-
nehmen zu dürfen. Für die vielen Gäs-
te und die einheimischen Fussball-
fans würden in der Region verschie-
dene «Public Viewing»-Zonen einge-
richtet, wo die Spiele live auf Gross-
bildschirmen übertragen würden
und Fan-Camps die Beherbergung er-
möglichten. «Auch auf der Land-
schaft wollen wir die EURO erleben»,
betonte Wüthrich. Er freue sich, dass
die UEFA – trotz der speziellen
Projektorganisation in den beiden
Basel – ein klares Bekenntnis zu Lies-
tal und dem Fanzonen-Projekt in
Liestal/Bubendorf abgegeben habe.

Sportliche Politiker
Nach der offiziellen Enthüllung er-

wartete die zahlreichen Gäste in der
Allee unterhalb des Bahnhofs ein spe-
zielles Highlight: Ein Torwandschies-
sen mit Mitgliedern der Regierung und
des Landrates aus allen Parteien. Die
Teilnehmenden hatten dabei die Auf-
gabe, die Fluggeschwindigkeit des
Balls mit ihrem Schuss so nahe wie
möglich bei 50 km/h zu halten. Unter
der Aufsicht des Baselbieter Euro 08-
Delegierten Christoph Buser sorgte
das Morgenshow-Team Marc und
Studi von Radio «Basel1» für eine
stimmungsvolle Begleitung der Pe-
nalty-Schützen.

Jörg Krähenbühl siegte
Als erster Preis winkten ein Ti-

cket-Gutschein für eines der Grup-
penspiele der Schweizer National-
mannschaft während der UEFA EURO
2008TM sowie für die Plätze zwei bis
fünf je ein McDonald’s-Gutschein.
Der glückliche Gewinner des Torwand-
schiessens war der neugewählte Re-
gierungsrat Jörg Krähenbühl, der mit
einer Schussgeschwindigkeit von
50,13 km/h am nächsten an die Ziel-
marke von 50 km/h herankam. 

Patrick Fiechter, Projektleiter
Baselland Promotion 2008 

UEFA EURO 2008TM-Festakt mit Enthüllung der «Count-down»-Uhr:

«One year to go» in Liestal

Schützen: (hinten, v.l.) Landrat Ruedi Brassel, Regierungsrat Jörg 

Krähenbühl, Landrat Georges Thüring, Euro 08-Delegierter für BLChris-

toph Buser; (vorne) Massimo Ceccaroni mit Junioren des FC Liestal.
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Countdown läuft am Bahnhof Liestal: Gruppenbild der «Enthüllungsgäste».


